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INCLU:DE Projekt: Dortmund und andere Städte wollen 
sozial gerechten Klimaschutz 

Die Stadt Dortmund beteiligt sich mit drei anderen deutschen Städten an 
einem internationalen Projekt des globalen Netzwerks „ICLEI – Local 
Governments for Sustainability“ zum Thema sozial gerechter 
Klimaschutz. In insgesamt drei Jahren sollen dabei Ideen entwickelt und 
Antworten auf viele konkrete Fragen gefunden werden. Klimaschutz, so 
die Überzeugung aller Projektteilnehmenden, ist eine Notwendigkeit, die 
alle Menschen angeht, ganz unabhängig von dem sozialen Stand und 
den finanziellen Voraussetzungen. 

Um dies zu erreichen, ist Dortmund zusammen mit den Städten Bonn, 
Heidelberg und Ludwigsburg Teil des INCLU:DE-Projekts von ICLEI. 
ICLEI konnte in vorherigen Studien aufzeigen, dass das Konzept der 
sozialen Gerechtigkeit im Klimaschutz komplex ist und ein gemeinsames 
Verständnis darüber fehlt. Dieses gemeinsame Verständnis soll bis Mitte 
2025 Jahren erarbeitet, in Pilotprojekten angewandt und angepasst 
werden.  

„Wir in Dortmund haben uns das Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2035 
klimaneutral zu werden. Wir wollen sogar alles dafür tun, noch schneller 
zu sein und es bis 2030 zu schaffen. Dieses Ziel können wir aber nur 
erreichen, wenn wir alle zusammenarbeiten und jede Bürgerin, jeder 
Bürger die Möglichkeit bekommt, sich am Klimaschutz zu beteiligen, 
völlig unabhängig von der sozialen Stellung“, betont Oberbürgermeister 
Thomas Westphal. „Ich freue mich daher sehr auf die Diskussion und bin 
fest überzeugt, dass wir in den teilnehmenden Städten Wege finden 
werden, wie wir den Klimaschutz sozial gerecht gestalten können.“ 

Der Klimawandel und seine Folgen stellen eine der größten 
Bedrohungen für die Menschheit dar. Er macht weder vor 
Staatsgrenzen, Klimazonen noch Einkommensgrenzen halt und betrifft 
alle Menschen gleichermaßen. Klimaschutz sollte eine Bestrebung von 
allen für alle sein. Es zeigt sich jedoch, dass besonders die schwächsten 
Mitglieder der Gesellschaft mit den Auswirkungen zu kämpfen haben.  

Die Erzeugung von erneuerbarer und damit klimafreundlicher Energie 
durch Photovoltaikanlagen oder die passive Kühlung des Hauses durch 
die Installation von Dach- und Fassadenbegrünung setzen ausreichende 
finanzielle Mittel voraus. Ähnlich verhält es sich bei dem Konsum von 
regionalen Bio-Lebensmitteln oder dem Kauf von nachhaltiger und 
zertifizierter Kleidung mit verringertem CO2-Fußabdruck. Die dafür 



 

nötigen finanziellen Mittel stehen jedoch nicht allen Bürger*innen in 
gleichem Verhältnis zur Verfügung. 

Aus dem Gedanken des sozial gerechten Klimaschutzes sollen daher 
konkrete Folgen für das kommunale Handeln abgeleitet werden. Es soll 
sichergestellt werden, dass soziale Ziele und Klimaziele nicht 
gegeneinander ausgespielt werden. Nur so können die Maßnahmen 
Erfolg haben und Akzeptanz in der Gesamtbevölkerung finden.  

Erste Ideen dazu, wie das umgesetzt werden könnte, gibt es bereits. Es 
sind zunächst Beispiele, die das breite Spektrum der möglichen 
Ansatzpunkte verdeutlichen. Ob diese Ideen am Ende des Prozesses 
auf einer Liste mit Maßnahmenvorschlägen stehen, ist aber offen: 

1) passgenaue Förderprogramme für Transferhilfeberechtigte zur 
Senkung der Energiekosten, 

2) Unterstützung von Wohnungseigentümer*innen zur angemessenen 
energetischen Sanierung des Wohnraumes, 

3) Begrünungsmaßnahmen in hochverdichteten Wohnquartieren zur 
Verbesserung des Lebensumfeldes, 

4) Informationskampagne und kostenfreie Beratung zur Verringerung der 
Energie- und Stromkosten in Mietwohnungen, 

5) Zugang zu vergünstigten lokalen und saisonalen Lebensmitteln für 
Transferhilfeempfänger*innen. 

Am 7. März hat es in Dortmund ein erstes persönliches Meeting mit allen 
Beteiligten gegeben, bei dem Aufgaben verteilt und das weitere 
Vorgehen besprochen wurden. Nächste Treffen sind bereits geplant. 
„Klimaschutzmaßnahmen dürfen heute nicht nur technisch-planerisch 
gedacht werden, sondern müssen auch sozial ausgewogen sein und 
inklusive Aspekte berücksichtigen", erläutert Dr. Monika Hirsch, 
Teamleitung der Koordinierungsstelle Klimaschutz und 
Klimafolgenanpassung der Stadt Dortmund.  

Zusammen mit ICLEI und den teilnehmenden Städten soll sichergestellt 
und verstetigt werden, dass Klimaschutzmaßnahmen auch im Hinblick 
auf soziale Fragen geplant und durchgeführt werden. Damit einher geht 
auch die Entwicklung und Anpassung sozial gerechter und inklusiver 
Klimaschutzmaßnahmen. Die Erfahrungen und Ergebnisse der 
teilnehmenden Städte werden am Ende des Prozesses öffentlich 
zugänglich gemacht und können als Vorlage für andere Städte dienen. 

  



 

 

Hintergrund zu ICLEI und INCLU:DE: 

ICLEI - Local Governments for Sustainability (https://iclei.org/) ist ein 
globales Netzwerk, das mit mehr als 2.500 kommunalen und regionalen 
Regierungen zusammenarbeitet, die sich für eine nachhaltige 
Stadtentwicklung einsetzen. ICLEI vernetzt ambitionierte Kommunen mit 
Gleichgesinnten, mit nationalen und europäischen Regierungen und 
zugehörigen Institutionen, den Vereinten Nationen, der Wirtschaft, 
Wissenschaft sowie NGOs, um ein gemeinsames und wirksames Lernen 
zu ermöglichen. ICLEI ist in über 125 Ländern aktiv, beeinflusst die 
Nachhaltigkeitspolitik und fördert lokale Maßnahmen für eine 
emissionsarme, naturnahe, sozial gerechte, resiliente und 
kreislauforientierte Entwicklung.  

Das Projekt INCLU:DE wird bis Mitte 2025 dauern und wird von der 
Stiftung Mercator (https://www.stiftung-mercator.de/de/) gefördert. Die 
spezifischen Ziele des Projektes sind: 

1) sicherzustellen, dass Klimaschutzmaßnahmen unter Einbeziehung 
sozialer Fragen konzeptioniert und geplant werden; 

2) lokale Prioritäten in Klimaschutz und sozialer Gerechtigkeit 
strategisch aufeinander abzustimmen; und 

3) eine Methodik für die Skalierung gerechter und inklusiver 
Klimaschutzmaßnahmen zu entwickeln. 

Weitere Informationen zu dem Projekt INCLU:DE und verwandten 
Projekten von ICLEI finden Sie unter: 
https://sustainablejustcities.eu/include 
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